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der tschechischen Nation in den Vordergrund zu spielen. Aus den Reiseberichten nach 
1925 sprechen jedoch auch Zweifel an der tschechischen Weltgeltung. Mathias M e s e n -
h ö l l e r  erhebt die Migrationsgeschichte Ostmitteleuropas vor und nach 1918 zu transna-
tionaler Geschichte par excellence. Er plädiert für eine strenge Akteursperspektive, um die 
Unsicherheiten der Fremdzuschreibungen staatlicher Statistiken von saisonaler Arbeits-
wanderung und Migration zu vermeiden. Heftet man sich an die Fersen der wandernden 
Menschen, lässt sich nachvollziehen, wie Migration die Distinktion zwischen Subjektsta-
tus, Nation und Grenzen aushandelte. Die Erzählung von der Bewegung von einem Ort 
zum anderen transformiert den locus in einen topos. Translokalität ist dabei der sachlich 
nüchterne terminus technicus für einen Vorgang, den erst die Akteure mit Sinn anreichern 
und in Auseinandersetzung mit staatlichen Grenzregimen in Erzählungen von Staaten und 
Nationen einweben. Adam W a l a s z e k  knüpft in seinem Beitrag daran an und zeigt, wie 
zwischen 1870 und 1930 aus Polen in Amerika Amerikaner polnischer Herkunft wurden. 
Dem Imperativ der US-amerikanischen Polonia, sich in der Teilungszeit für die geschun-
dene Nation zu engagieren, wich eine Ernüchterung über ein politisches System in Polen, 
das insbesondere ab 1926 den amerikanischen politischen Werten fremd wurde. Der Impe-
rativ „Alles für Polen“ der Zeit um 1900 wich dem Slogan „Emigrants for Themselves“. 
Der amerikanische Unabhängigkeitstag rangierte nun in der Hierarchie der Festtage höher 
als der polnische Verfassungstag. Katja N a u m a n n  schließt den Band mit ihrem Text 
über die Teilhabe polnischer, tschechoslowakischer und ungarischer Historiker an der 
„Scientific and Cultural History of Mankind“, die unter der Ägide der UNESCO in den 
1950/60er Jahren entstand. Historiker aus Ostmitteleuropa waren an diesem Projekt nicht 
so vehement beteiligt wie ihre Kollegen aus den USA, der Sowjetunion, China und jüngst 
dekolonisierten Staaten. Die Gründe dieses Befundes liegen jedoch vor allem darin, dass 
etwa etablierte polnische Historiker in anderen Forschungszusammenhängen international 
gut vernetzt waren. Das gilt für die Hanse- und Ostseeforschung, die Weltsystemforschung 
und die Annales-Schule. 

In der Geschichtswissenschaft haben sich transnationale und globale Ansätze inzwi-
schen merklich etabliert. Sie sind nicht mehr aus der Disziplin hinwegzudenken. Die Ge-
schichtsschreibung über Ostmitteuropa und Osteuropa unternimmt noch ihre ersten Schrit-
te auf diesen Feldern. Vor diesem Hintergrund bietet der Band eine gelungene Einordnung 
Ostmitteleuropas in aktuelle Debatten der transnationalen und globalen Geschichte und be-
sticht mit acht überzeugenden Beiträgen. 

München – Regensburg  Martin Aust 
 
 
Michael Hirschfeld: Die Bischofswahlen im Deutschen Reich 1887 bis 1914. Ein Kon-
fliktfeld zwischen Staat und katholischer Kirche vom Ende des Kulturkampfes bis zum 
Ersten Weltkrieg. Aschendorff. Münster 2012. 1003 S. ISBN 978-3-402-12963-0. (€ 78,–.)  

Mit seiner Arbeit, die auf der 2011 in Vechta angenommenen Habilitationsschrift be-
ruht, wendet sich Michael H i r s c h f e l d  dem Verhältnis von Kirche und Staat zu, wobei 
er auf die Bischofswahlen fokussiert. Entgegen einer von ihm kritisierten Konzentration 
auf den politischen Katholizismus und die Verengung auf parteipolitische Akteure, in der 
er die Gefahr einer Gleichsetzung von katholischer Kirche und Zentrum sieht (S. 30), wid-
met sich H. der Diplomatiegeschichte der katholischen Kirche. Die Bischofswahlen stehen 
dabei als „ein pars pro toto dafür […], wie in einem postabsolutistischen Staat das Kon-
fliktpotenzial von Kirche und Staat zwischen den beiden Polen nachhaltiger Bevormun-
dung und Reklamierung der Freiheit der Kirche ausgetragen wurde“ (S. 13). Bereits in der 
Umschlaggestaltung, die eine im Kladderadatsch erschienene Karikatur Gustav Brandts 
„Aus dem Erzbistum Posen“ zur Bischofsstuhlbesetzung 1890 zeigt, wird dabei ausdrück-
lich Bezug auf die östlichen Provinzen Preußens genommen. Dort trat zu dem prinzipiellen 
Antagonismus zwischen Staat und Kirche der Nationalitätenkonflikt hinzu, so dass sich 
zwei Konfliktebenen überlagerten. 
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Der Vf. geht auf die 26 katholischen Jurisdiktionsbezirke im Deutschen Reich ein, an 
deren Spitze ein Bischof oder Erzbischof stand; da sich etwa die Hälfte (zwölf) davon in 
Preußen befand, liegt hier auch ein Schwerpunkt der Darstellung. Die Rechtslage zur Bi-
schofsbestimmung variierte stark und basierte überwiegend auf den in der „Konkordats-
ära“ nach 1817 geschlossenen Konkordaten: In Preußen überwog das System, in dem die 
Domkapitel Kandidatenlisten erstellten, von denen der Monarch im Rahmen des negativen 
Ausschließungsrechts ihm mindergenehme Kandidaten streichen durfte. Nach dem in den 
1840er Jahren verbreiteten „Irischen Listenverfahren“ sollten auch nach der Streichung 
noch mindestens zwei oder drei Kandidaten auf der Liste verbleiben, um dem Kapitel eine 
Wahl zu ermöglichen. Der Gewählte musste abschließend von der Regierung und dem Va-
tikan bestätigt werden. Wenn, was auch vorkam, der Monarch alle Kandidaten als minder-
genehm strich, bestand zum einen die Möglichkeit, dass das Kapitel eine zweite Liste er-
stellte, zum anderen aber auch die Option, dass Vatikan und Monarch sich unter Missach-
tung des Wahlrechts der Kapitel direkt auf einen Bischofskandidaten verständigten. In 
Staaten mit katholischem Staatsoberhaupt, z.B. Bayern, fand dagegen keine Wahl statt. 
Hier hatte das Staatsoberhaupt das positive Ernennungsrecht, bei dem der Vatikan eine 
vorherige, informelle Information zwar erbat, aber keine rechtliche Grundlage hatte, sie 
einzufordern. Begrenzt wurde der Monarch bei seiner Auswahl von Kriterien, die festleg-
ten, ob Geistliche episkopabel waren oder nicht; „harten“, nicht verhandelbaren Bedingun-
gen wie einem Mindestalter oder der mindestens sechs Monate zurückliegenden Weihe 
standen dehnbare Kriterien wie das der Moralität entgegen. Die Komplexität der Rechts-
lage mag folgendes Beispiel verdeutlichen: In Elsass-Lothringen räumte das Napoleoni-
sche Konkordat das Recht, die Bischöfe zu nominieren, dem jeweiligen Staatsoberhaupt 
ein unter der Voraussetzung, dass es katholisch war – was im Untersuchungszeitraum das 
Haus Hohenzollern vor eine gewisse Herausforderung stellte. Die Einsetzung eines katho-
lischen Statthalters und die Erklärung des Vatikans, dass ein einzelner Makel nicht den 
Gesamtcharakter des Konkordats in Frage stelle, lösten hier das Dilemma. 

Der Vf. definiert den Kulturkampf einleitend „als Kulmination der Modernisierungs-
konflikte zwischen dem von Nationalisierung, Industrialisierung, Diversifizierung und vor 
allem Liberalisierung geprägten Staat und der aus dessen Sicht mit ihrem Ultramontanis-
mus restaurativ agierenden katholischen Kirche“ (S. 41). Das traditionellerweise als dessen 
Endpunkt betrachtete Jahr 1887, in dem die „Friedensgesetze“ zwischen Otto von Bis-
marck und Leo XIII. geschlossen wurden, stellt er allerdings als grundsätzliche Zäsur in 
Frage. Daher besteht das Ziel der Untersuchung darin festzustellen, ob hinsichtlich der Bi-
schofsstuhlbesetzung von einer Prolongierung des Kulturkampfes bis 1914 gesprochen 
werden kann. Das Ergebnis ist eindeutig: Der Konflikt um die kirchliche Personalpolitik in 
allen Staaten des Deutschen Reiches habe, so H.s Resumé, bis zum Ersten Weltkrieg un-
vermindert angedauert (S. 833). Die Bestimmung über die Person des neuen Bischofs habe 
der Staatsbürokratie „als Schlüssel für die Herrschaft über die katholische Kirche und ihre 
Gläubigen, also als Mittel zur Eindämmung des als Bedrohung empfundenen Ultramonta-
nismus“ (S. 805) gegolten. 

Das vorliegende Werk ist in erster Linie als Handbuch konzipiert, das geografisch nach 
Staaten und Diözesen und innerhalb dieser chronologisch angeordnet ist; ein Kapitel zur 
Feldpropstei der preußischen Armee schließt sich an. Zu Beginn der Darstellung wird je-
weils die rechtliche Situation der Bischofsernennungen umrissen. Einer Vorstellung sowie 
einer vor allem aus staatlichen Unterlagen schöpfenden Kurzcharakterisierung der Kandi-
daten folgt eine Darlegung der diplomatischen und innerkirchlichen Entwicklungen, an de-
ren Ende in aller Regel eine Bischofsweihe stand. Diese Darstellung ist auch für die Diö-
zese Gnesen-Posen als gelungen zu bezeichnen, wobei der Vf. das Spannungsverhältnis 
zwischen Staat, Kirche und Nation herausstellt. Er belegt das Wissen der Verwaltung da-
rum, dass die katholische Kirche in der Bevölkerung als Vertreterin der polnisch-nationa-
len Interessen wahrgenommen wurde, und benennt dagegen gerichtete behördliche Maß-
nahmen wie die Verlegung des Bischofssitzes nach Posen und das Verbot der Bezeichnung 
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dieses Erzbischofs als „Primas Poloniae“, der traditionell den Interrex in Polen stellte. 
Ebenso stellt er wichtige staatliche Maßnahmen wie das Ansiedlungsgesetz von 1886 oder 
das Verbot des polnischsprachigen Religionsunterrichts vor; eine Diskussion des Begriffs 
„Germanisierung“, der inzwischen in seiner Vielfalt erforscht wurde, wäre hier wün-
schenswert gewesen. 

Abschließend erfolgt jeweils eine Darstellung zu Weihbischofsernennungen; der Vf. 
legt dar, dass diese zwar nicht gewählt wurden, begründet ihre Aufnahme in die Untersu-
chung aber damit, dass „die Alarmglocken der Staatsbehörden bei dem Wort Bischof 
schrillten, selbst wenn der zu Ernennende mit dem entsprechenden Präfix versehen war, 
das ihn nur zum Weihbischof machte“ (S. 45). Der Quellenlage geschuldet – die Protokoll-
bücher geben in der Regel nur Sitzungsverläufe und Abstimmungsergebnisse wieder – ist 
der Vf. bei der Darstellung der Entwicklungen in den Domkapiteln, also der u.a. in Preu-
ßen wahlberechtigten Instanz, auf Briefe und Zeitungsmaterial angewiesen. Zur Untersu-
chung der in und zwischen den Hauptstädten der deutschen Staaten, vor allem Berlin, und 
dem Vatikan verfolgten Ziele kann er sich dagegen in hohem Maße auf Archivmaterialien 
stützen, anhand derer er bewusste Verzögerungstaktiken von bloßer „Saumseligkeit der va-
tikanischen Kurie“ (S. 966) unterscheiden kann. Erfreulich ist, dass der Vf. eine Beschäfti-
gung mit nationalen Minderheiten sowohl in den östlichen als auch in den westlichen Re-
gionen des Reiches verfolgt und entsprechende Überlegungen in den von staatlicher Seite 
zu internen Zwecken verfassten Biogrammen der Kandidaten thematisiert. Wünschenswert 
wäre es gewesen, wenn er diese Überlegungen auch in das Kapitel zur preußischen Feld-
propstei einbezogen und die vorhandene Literatur berücksichtigt hätte.1 Eine Schwäche der 
Arbeit ist darin zu sehen, dass zentrale Begrifflichkeiten der Untersuchung wie „Staatska-
tholik“ oder „(Staats-)Loyalität“ nicht definiert werden.  

Die Arbeit zeichnet sich durch ihren Detailreichtum aus, in der die omnipräsente Sorge 
aller politischen Entscheidungsträger herausgearbeitet wird, in einem politisch nicht gefes-
tigten Verhandlungsfeld die Regeln für ein Miteinander zu finden, während jede Seite so-
wohl hochsensibel auf die Wahrung ihrer Rechte wachte als auch diesen Rahmen auszu-
weiten versuchte. Das vom Autor gesteckte Ziel, eine übersichtliche Darstellung vorzule-
gen, die auch Handbuchcharakter hat, wird eingelöst. 

München Pascale Mannert  
                                  
1  Zum Beispiel JENS BOYSEN: Preußische Armee und polnische Minderheit. Royalisti-

sche Streitkräfte im Kontext der Nationalitätenfrage des 19. Jahrhunderts (1815-1914), 
Marburg 2008. 

 
 
Europa und sein Osten. Geschichtskulturelle Herausforderungen. Hrsg. von Włodzimierz 
B o r o d z i e j  und Joachim von P u t t k a m e r . (Europas Osten im 20. Jahrhundert. Schrif-
ten des Imre Kertész Kollegs Jena, Bd. 1.) Oldenbourg. München 2012. 168 S. ISBN 978-
3-486-71593-4. (€ 29,80.) 

Der Band publiziert die Beiträge der Eröffnungstagung des Imre Kertész Kollegs an der 
Friedrich Schiller-Universität Jena, das sich Europas Osten im 20. Jh. zum Gegenstand ge-
wählt hat. Entsprechend prominent ist dieser Auftakt der Schriftenreihe besetzt und weckt 
einige Erwartungen. Thematisch reiht er sich ein in das die historische Forschung seit Jah-
ren dominierende Paradigma der Geschichts- und Erinnerungskultur bzw. den „öffent-
lichen Umgang mit Geschichte“ (S. 1), den die Hrsg. in ihrem Vorwort zu Recht mit der 
Identitätssuche des neuen Europa verbinden und dem Osten dabei einen besonderen Stel-
lenwert zuschreiben. Somit ist der Ansatz nicht unbedingt neu, aber in der gewählten Per-
spektive der Auseinandersetzung mit geschichtskulturellen Entwicklungen vor dem 
Hintergrund historischer Phänomene im Osten Europas wichtig. 

In ihrem einführenden Beitrag stellen Włodzimierz B o r o d z i e j  und Joachim von 
P u t t k a m e r  als Leiter des Kollegs den Grundgedanken der Schicksallosigkeit in der Au-


